
FÜR ALLE, DIE SICH NOCH EIGENE GEDANKEN MACHEN. 

Noch eine Vorbemerkung: In der Span-
nung zwischen zwei von mir verwen-
deten Abbildungen kommt das Auf 
und Ab des Umgangs mit anderen Völ-
kern seit 1945 sehr gut zum Ausdruck.

Die Aggression des Kalten Krieges hier:

Und die Politik der Versöhnung und 
der Zusammenarbeit hier:

Nun aber zum Text der Rede:

Willy Brandts Entspannungs
politik – einst gestaltet – heute 
verspielt – künftig überlebens
notwendig. Von Albrecht Müller

1950 hatte ich die Aufgabe übernom-
men, meinen damals 80-jährigen kran-
ken Großvater täglich zu besuchen 
und ihm ein stärkendes Getränk zuzu-
bereiten. Er war Bauer von Beruf und 
nie im Krieg, aber er war kriegsbegeis-
tert und zeigte mir deshalb stolz eine 
Illustrierte mit großen Bildern aus dem 
Siebziger-Krieg des vorletzten Jahrhun-
derts. Und er warb dafür, die Deut-
schen sollten demnächst wieder in 
den Krieg ziehen. Gegen die Welschen, 
die Wackes, die Franzosen. Im Ersten 
Weltkrieg hatte mein Großvater seinen 
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ältesten Sohn verloren. In Frankreich. 
Aber das hatte bei ihm nicht bewirkt, 
dem Krieg gegen unseren Nachbarn 
abzuschwören.

Heute lebe ich 12 km von der französi-
schen Grenze entfernt. Und wenn wir 
Deutschen nicht gerade wie im vergan-
genen Jahr vom Wahn der Coronapoli-
tik gepackt werden und die Grenzen 
zum Elsass schließen, dann leben wir 
friedlich und in vielem gemeinsam mit 
Elsässern und anderen Franzosen 
zusammen. Niemand käme heute auf 
die Idee, 2 Prozent mehr für Rüstung 
und die atomare Teilhabe der Bundes-
republik zu verlangen, um gegen 
Frankreich gut gerüstet zu sein. Aber 
wir rüsten gegen den anderen großen 
Nachbarn im Osten auf. Und unsere 
Noch-Verteidigungsministerin beglei-
tet diese Aufrüstung wie mein Groß-
vater vor 70 Jahren mit martialischen 
Worten. Man müsse Russland den Ein-
satz militärischer Mittel androhen – so 
Kramp-Karrenbauer in einem Inter-
view mit dem Deutschlandfunk [1] am 
21. Oktober.

Warum verstehen wir uns mit dem 
einen Volk und gegen das andere rüs-
ten wir auf und zeigen ihm zur 
Abschreckung unser Waffenarsenal? 
Warum führen wir überhaupt Kriege? 
Warum haben wir nicht beherzigt, was 
gegen Ende des Zweiten Weltkriegs 
und danach von vielen wiederholt und 
uns Kindern quasi eingebläut worden 
war: Nie wieder Krieg!

Mein Heimatdorf liegt genau zwischen 
Mannheim und Heilbronn, und auch 
zwischen Bruchsal und Pforzheim im 
Südwesten und Würzburg im Nordos-
ten. Den feuerroten Himmel über allen 
fünf brennenden Städten habe ich als 
6-Jähriger nachts gesehen. Unser 
Bahnhof wurde bombardiert. Nach-
barn starben. Und dann kam das 
ganze Elend der Ausgebombten und 
der Flüchtlinge, der Kriegerwitwen, der 
Kriegswaisen und der Kriegsheimkeh-
rer: Anti-Kriegs-Lehrmaterial am lau-
fenden Band.

Nie wieder Krieg – auch der Politiker 
Gustav Heinemann und mit ihm ein 
paar andere Politiker wie zum Beispiel 
Erhard Eppler hatten das beherzigt 
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und gründeten Anfang der Fünfziger-
jahre die Gesamtdeutsche Volkspartei, 
die GVP. Sie wollten auf Wiederbewaff-
nung und den Beitritt zur NATO ver-
zichten und dafür die deutsche Einheit 
erreichen. Unrealistisch war das nicht. 
Aber die Mehrheit der Deutschen war 
damals schon aufgehetzt gegen die 
Russen. Wir kennen das CDU-Plakat 
vom Bundestagswahlkampf 1953 – mit 
optisch perfekter Hetze, in der Tradi-
tion schon lange geübter Hetze gegen 
das Slawische.

Das Plakat wurde später übrigens 
auch von der NPD verwendet.

Die Propaganda wurde von Konserva-
tiven und ehemaligen Nazis freudig 
aufgegriffen. Sie verfing. Wir gehörten 
fortan zu den Guten und verachteten 
die Slawen, die Russen, und alles, was 
östlich von uns lag. Die Propaganda 
war perfekt gemacht. Die GVP hatte 
bei der Bundestagswahl 1953 auch 
deshalb keine Chance und blieb weit 
unter der 5-Prozent-Hürde.

Damit war diese Chance zu einem frü-
hen Friedensschluss auch mit den ost-
europäischen Ländern vertan.

Der Kalte Krieg kam richtig auf 
Touren.

Mitten in der heißen Phase des Kalten 
Krieges, ausgangs der Fünfzigerjahre, 
hatte der Regierende Bürgermeister 
von Berlin, Willy Brandt, einen kleinen 
Kreis von Menschen um sich geschart, 
die vom Kalten Krieg und von der Poli-
tik der Stärke und Abschreckung weg-
wollten. Der spätere Chef des Bundes-
kanzleramtes, Horst Grabert, der zu 
diesem Kreis gehörte, hat mir später 
einmal davon erzählt.

Von den neuen Überlegungen berich-
teten Willy Brandt und sein Presse-
sprecher Egon Bahr im Sommer 1963 
auf einer Tagung der Evangelischen 
Akademie in Tutzing. „Wandel durch 
Annäherung“ hieß die Formel damals. 
Damit war gemeint, dass man im 
damaligen Westen eine Veränderung 
im Osten, also in der DDR, in der Sow-
jetunion, in Tschechien, in Polen, in 
Ungarn usw. erreichen wollte und 
erwartete, wenn die fanatische Kon-

frontation durch Zusammenarbeit 
ersetzt würde.

Daraus wurde dann – zunächst vor-
sichtig beginnend mit der Regierungs-
beteiligung der SPD in der Großen 
Koalition ab 1966 und im Streit mit 
dem damaligen Bundeskanzler Kiesin-
ger und der CDU/CSU – die neue Ost-
politik. Das sollte heißen Verständi-
gung, Versöhnung und dann Vertrags-, 
Entspannungs- und Friedenspolitik. Es 
ging nicht richtig voran in der damali-
gen Großen Koalition, aber es kam 
dann die Bundestagswahl 1969. Sie 
war entscheidend für den Beginn der 
Entspannungspolitik. Ich hatte das 
Glück, ab August 1968 mit dabei zu 
sein, zunächst als Redenschreiber des 
Bundeswirtschaftsministers, dann als 
Mitwirkender bei der Planung des 
Wahlkampfes 1969 und nach der Wahl 
verantwortlich für den Wahlkampf 
1972.

Der am 21. Oktober 1969 gewählte 
Bundeskanzler Brandt verkündete im 
Deutschen Bundestag bei seiner ersten 
Regierungserklärung am 28.10.1969:

Wir wollen ein Volk der guten 
Nachbarn sein, …. Im Innern 
und nach außen.

Gute Nachbarn von allen, nicht nur 
von Franzosen, auch von den Polen, 
auch von den Holländern und den 
Tschechen, und den Russen.

Die neue Ostpolitik wurde ab 1970 in 
Verträgen mit Moskau, mit Warschau, 
mit Prag praktisch umgesetzt. In den 
Verträgen wurde der sogenannte 
Gewaltverzicht vereinbart.

Dann kamen die neuen Partner 1975 
in der Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa, der KSZE, 
zusammen. Daraus wurde später die 
OSZE.

Es gab immer auch Rückschläge – zum 
Beispiel die sogenannten SS 20 der 
Sowjetunion und die Antwort: die 
Nachrüstung. Aber insgesamt kamen 
der Dialog und die Zusammenarbeit 
zwischen West und Ost voran. Diese 
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Politik fand dann 1989 mit dem Mau-
erfall und 1990 mit der Charta von 
Paris einen krönenden Abschluss.

Die Präambel der Charta von Paris 
wäre auch heute noch wegweisend:

„Wir, die Staats- und Regierungs-
chefs der Teilnehmerstaaten der 
Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa, sind 
in einer Zeit tiefgreifenden Wan-
dels und historischer Erwartun-
gen in Paris zusammengetreten. 
Das Zeitalter der Konfrontation 
und der Teilung Europas ist zu 
Ende gegangen. Wir erklären, daß 
sich unsere Beziehungen künftig 
auf Achtung und Zusammenar-
beit gründen werden. Europa 
befreit sich vom Erbe der Vergan-
genheit. Durch den Mut von Män-
nern und Frauen, die Willens-
stärke der Völker und die Kraft 
der Ideen der Schlußakte von Hel-
sinki bricht in Europa ein neues 
Zeitalter der Demokratie, des Frie-
dens und der Einheit an.“

Die treibende Kraft der Entspannungs-
politik war in Deutschland und in 
Europa die Sozialdemokratie. Heute 
kaum zu glauben.

Das Berliner Grundsatzprogramm 
der SPD von 1989 – wegweisend

Hinzuweisen bleibt noch auf ein wich-
tiges und vergessen gemachtes Ereig-
nis des Jahres 1989: Die Parteitagsde-
legierten der SPD trafen sich am 20. 
Dezember, also anderthalb Monate 
nach dem Mauerfall, in Berlin zur Ver-
abschiedung eines neuen Grundsatz-
programms, des Berliner Grundsatz-
programms.

Ich war damals Sprecher der Parla-
mentarischen Linken in der SPD-Bun-
destagsfraktion und hatte das Vergnü-
gen, mit Egon Bahr zusammen an der 
Endfassung des Berliner Programm-
Entwurfs zu arbeiten. Das betraf auch 
den sicherheitspolitischen und außen-
politischen Teil.

Viele Zeitgenossinnen und -genossen 
kennen und wissen nicht, was in die-

sem Programm steht. Wahrscheinlich 
ist auch vieles in Ihrem Kreis nicht 
bekannt. Deshalb zitiere ich einige 
wichtige Aussagen:

Schon die Überschrift des einschlägi-
gen Kapitels weist den Weg:

III. Frieden in gemeinsamer 
Sicherheit.

Ich zitiere aus dem Text:

• Der Krieg darf kein Mittel der Politik 
sein; dies gilt erst recht im Zeitalter 
atomarer, chemischer und biologi-
scher Massenvernichtungswaffen.

• Frieden bedeutet nicht nur das 
Schweigen der Waffen, Frieden 
bedeutet auch das Zusammenleben 
der Völker ohne Gewalt, Ausbeutung 
und Unterdrückung. Friedenspolitik 
umfasst auch Zusammenarbeit der 
Völker in Fragen der Ökonomie, 
Ökologie, Kultur und Menschen-
rechte.

Gemeinsame Sicherheit

• Ost und West haben den Versuch, 
Sicherheit gegeneinander zu errüsten, 
mit immer mehr Unsicherheit 
bezahlt.

Ein wahres Wort auch für heute.

• Kein Land in Europa kann heute 
sicherer sein als der mögliche 
Gegner. Jeder muss also schon im 
eigenen Interesse Mitverantwortung 
übernehmen für die Sicherheit des 
anderen. Darauf beruht das Prinzip 
gemeinsamer Sicherheit. Es verlangt, 
dass jede Seite der anderen Existenz-
berechtigung und Friedensfähigkeit 
zubilligt.

Wegweisende Sätze sind das. Und 
 weiter gehts:

• Unser Ziel ist es, die Militärbündnisse 
durch eine europäische Friedensord-
nung abzulösen.

Sie haben richtig gehört: Nicht nur den 
Warschauer Pakt, auch die NATO soll 
aufgelöst werden. Das ist jedenfalls 
das Ziel.

• Der Umbruch in Osteuropa verringert 
die militärische und erhöht die 
politische Bedeutung der Bündnisse 
und weist ihnen eine neue Funktion 
zu: Sie müssen, bei Wahrung der 
Stabilität, ihre Auflösung und den 
Übergang zu einer europäischen 
Friedensordnung organisieren. Dies 
eröffnet auch die Perspektive für das 
Ende der Stationierung amerikani-
scher und sowjetischer Streitkräfte 
außerhalb ihrer Territorien in 
Europa.

• Die Bundeswehr hat ihren Platz im 
Konzept gemeinsamer Sicherheit. Sie 
hat ausschließlich der Landesverteidi-
gung zu dienen.

• Die europäische Gemeinschaft ist ein 
Baustein einer regional gegliederten 
Weltgesellschaft. Sie ist eine Chance 
für den Frieden und die soziale 
Demokratie. Ganz Europa muss eine 
Zone des Friedens werden.

Ganz Europa!

Dann heißt es auch noch zu Europa,

• Die europäische Gemeinschaft soll 
durch eine gemeinsame Außenpolitik 
dem Frieden dienen, ihren Völkern in 
internationalen Beziehungen mehr 
Gewicht verleihen und der Konfronta-
tion der Weltmächte entgegenwirken. 
Die historische Perspektive der EG 
liegt nicht darin, eine eigene Vor-
machtrolle zu übernehmen. Statt in 
militärischer Stärke findet sie ihre 
Identität als weltweit gefragter 
Partner für Handel und Industrie, für 
Technik und Wissenschaft, für eine 
intakte Umwelt und eine dauerhafte 
Entwicklung der Dritten Welt.

So und ähnlich geht es weiter. Als Sozi-
aldemokrat im Herzen muss man sich 
schämen, dass die eigene Partei ihre 
eigenen Erkenntnisse und Willenser-
klärungen seit 1990 so außer Acht 
gelassen hat.

Wichtig: vertrauensbildende Maß
nahmen

Noch einmal zurück zum Konzept 
der Ost und Verständigungspolitik.
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Es gab die erwähnten Verträge. Es gab 
Regeln für den Umgang miteinander:

Wichtig war, sich in die Lage des Part-
ners und früheren Gegners im Osten 
versetzen zu können.

Wichtig war, immer darauf zu achten, 
kein Misstrauen zu säen und stattdes-
sen Vertrauen zu bilden. Dafür wurde 
ein etwas bürokratisches Wort kreiert: 
„vertrauensbildende Maßnahmen“. 
Die Praxis entsprach den Vorgaben 
und Überlegungen, zum Beispiel:

Egon Bahr, der die Verträge im Auftrag 
der Bundesregierung aushandelte, 
hatte eine besonders vertrauensvolle 
Atmosphäre und Zusammenarbeit mit 
seinem Verhandlungspartner und spä-
teren sowjetischen Botschafter in 
Bonn, Walentin Falin, aufgebaut.

Bundeskanzler Willy Brandt hat am 7. 
Dezember 1970 mit dem Kniefall in 
Warschau ein Vertrauenskapital 
geschaffen, von dem wir vermutlich 
bis heute zehren.

Vergleichen Sie diesen Vorgang mal 
mit dem zuvor gezeigten Plakat der 
CDU von 1953. Hier wird der Unter-
schied zwischen der Politik der 
Abschreckung und Stärke einerseits 
und der Versöhnungs- und Entspan-
nungspolitik andererseits visuell und 
markant sichtbar.

1971 erhielt Willy Brandt den Friedens-
nobelpreis. Das war wiederum eine 
enorm vertrauensbildende Entschei-
dung.

Die Spitzenpolitiker wie auch ihre Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter gingen 
vertrauensvoll und freundschaftlich 
mit den Partnern im Osten um. Auch 
mit vielleicht nebensächlichen Gesten 
des Zusammenlebens:

1970-1972 war ich für die Öffentlich-
keitsarbeit und die Wahlkämpfe der 
SPD verantwortlich. Dazu gehörte 
auch, Meinungsumfragen zu veranlas-
sen und den Überblick über Meinungs-
umfragen insgesamt zu behalten. Eines 
Tages meldete sich in meinem Büro ein 
Legationsrat der sowjetischen Bot-
schaft mit Namen Abraschkin. Ob er 
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mich mal besuchen könne. Er berich-
tete mir beim ersten Treffen, dass er 
bei der Sowjetischen Botschaft dafür 
verantwortlich sei, periodisch nach 
Moskau zu melden, wie es um die Mei-
nungslage des deutschen Volkes 
stünde. Deshalb würde er sich gerne 
öfter mit mir treffen. Ich willigte ein 
und informierte ihn dann regelmäßig 
vom Stand der Meinung des deutschen 
Volkes, insbesondere darüber, ob 
unsere Ostpolitik eine Mehrheit hat.

Zur Vertrauensbildung, die ein wichti-
ges Element der Friedenspolitik war, 
gehörte damals auch die unkompli-
zierte Zusammenarbeit mit Medien 
aus dem Ostblock. Davon will ich auch 
deshalb berichten, weil heute die Lage 
so viel anders ist. Die Politikerinnen 
und Politiker der sozialliberalen Koali-
tion verkehrten nicht nur mit den Offi-
ziellen von der Botschaft, sondern 
auch mit sowjetischen Journalisten auf 
völlig normale und menschliche Weise. 
Es gibt Fotos von Willy Brandt im Wahl-
kampf-Sonderzug in der Runde deut-
scher und ausländischer Journalisten, 
unter anderen mit dem russischen 
Journalisten Grigoriew.

Zu unserer Volleyball-Mannschaft auf 
dem Bonner Venusberg gehörten 
neben deutschen auch sowjetische 
Journalisten. Heute hingegen werden 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des russischen Mediums RT Deutsch 
wie Aussätzige behandelt.

Dabei schwingt mit, was wir in jenen 
Zeiten erlebt haben, als von Feindsen-
dern die Rede war.

An diesem kleinen Beispiel können Sie 
sehen, wie weit heruntergekommen 
wir inzwischen sind.

„Heute verspielt“

heißt es mit Recht in dem mir gestell-
ten Thema.

Wie kam es zum Abschied von der 
Vertragspolitik und Verständigungs
politik gegenüber Russland?

Vorweg die Anmerkung: Es fing nicht 
mit dem Konflikt in der Ukraine, nicht 
mit dem Maidan und auch nicht mit 

der sogenannten Annexion der Krim 
an. Das war eher schon der Schluss-
punkt einer fatalen Fehlentwicklung.

Ja, es ist unglaublich viel an Kapital der 
Verständigung und der Vertrauensbil-
dung verspielt worden. Wie das 
geschehen ist, will ich jetzt berichten:

Stellen Sie sich vor, Sie seien der Chef 
eines Rüstungsbetriebs und würden 
verfolgen, wie die Strategie der 
Abschreckung durch die gegenseitige 
Erklärung ehemaliger Feinde auf 
Gewaltverzicht abgelöst wird. Sie hät-
ten diese Politik als geschäftsschädi-
gend betrachtet.

Stellen Sie sich vor, Sie seien ein US-
amerikanischer Stratege vom Kaliber 
Zbigniew Brzeziński und hätten gerade 
ein Buch in Arbeit, in dem Sie eine 
Strategie der Vorherrschaft für die aus 
Ihrer Sicht einzige Weltmacht, die USA, 
entwickelt. Dann wäre klar, dass Russ-
land aus Europa hinauskomplimentiert 
werden muss und keine Weltmacht 
bleiben darf.

Stellen Sie sich vor, Sie seien Pole 
oder Balte aus dem dortigen eher kon-
servativen bis rechten Lager und Sie 
seien der Meinung, Ihr Volk hätte noch 
ein paar Rechnungen mit den Russen 
offen. Dann würden Sie die Entspan-
nungspolitik so schnell wie möglich 
loswerden wollen.

Stellen Sie sich vor, Sie seien bei der 
NATO in Brüssel tätig oder auch nur 
Teil einer der NATO-Streitkräfte und 
ihr beruflicher Aufstieg sei sowohl mit 
der Existenz als auch der weiteren 
Ausdehnung der NATO verbunden, 
dann würden Sie selbstverständlich 
gegen die Auflösung der NATO Front 
machen und Sie würden sogar dafür 
eintreten, dass ihr Operationsbereich 
nach Osten ausgedehnt wird. Und Sie 
würden außerdem dafür eintreten, 
dass die Bundeswehr und die NATO 
insgesamt ihren Operationsbereich 
weltweit ausdehnen und Auslandsein-
sätze zur Gewohnheit werden.

Stellen Sie sich vor, Sie würden zu 
einem neokonservativen Thinktank 
des Westens, zum Beispiel zu Stratfor 
von George Friedman, gehören und 
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seien wie Ihre Kolleginnen und Kolle-
gen überzeugt davon, dass unsere 
Demokratie wunderbar ist und dass 
wir die Aufgabe hätten, überall auf der 
Welt durch Regime Change dafür zu 
sorgen, dass Ihre Ideologie zum Durch-
bruch kommt und realisiert wird. Dann 
käme auch Russland auf die Tagesord-
nung. Es ist ja oft unausgesprochen so, 
dass westliche Kreise meinen, nicht 
nur in Syrien oder Libyen oder im Irak 
sei ein Regime Change notwendig, 
auch in Russland!

Stellen Sie sich vor, Sie würden die 
Erfahrung gemacht haben (wie einige 
in Ihrem Umfeld), dass man sein Ein-
kommen und Vermögen dann beson-
ders schnell und effektiv vermehren 
kann, wenn man auf das Vermögen 
anderer zugreifen kann. Dann würden 
Sie in Russland eine überaus attraktive 
Ansammlung von Vermögenswerten, 
von Rohstoffen und Ländereien sehen. 
Und dann würden Sie es gerne so ein-
richten, wie das im Ansatz zu Zeiten 
des Präsidenten Jelzin in den neunzi-
ger Jahren war: Da haben westliche 
Regierungen und westliche Kreise und 
westliche Konzerne in Russland zuge-
griffen, zusammen mit den dortigen 
Oligarchen und Ausbeutern. Das Russ-
land Jelzins war zwar ein bisschen cha-
otisch, aber sehr hilfreich für die 
eigene Vermögensmehrung. Und 
angesichts dieser in jeder Hinsicht luk-
rativen Jelzin-Zeit muss Putin als ein 
Typ betrachtet werden, den man 
schnellstens loswerden muss. Ein Weg 
zu diesem Ziel ist die Agitation. Des-
halb nennen sie Putin gerne einen 
Machthaber, einen Autokraten und – 
in der Steigerungsform – einen Dikta-
tor.

Sie finden übrigens zu den Verhältnis-
sen in der Jelzin-Zeit gute Informatio-
nen in Naomi Kleins großem Buch: 
Schock-Strategie.

Es gab einige markante Stationen 
der Wiederbelebung der Konfron
tation zwischen dem Westen und 
Russland.

Auf einige will ich hinweisen:

• Helmut Kohl, der hierzulande auch 
nach dem Fall der Mauer und 

geistig auf der Basis der Charta von 
Paris bis 1998 regierte, kam nach 
Auskunft seines Parteifreundes 
und Parlamentarischen Staatsse-
kretärs im Verteidigungsministe-
rium Willy Wimmer (CDU) oft 
aufgewühlt von Besuchen aus den 
USA zurück. Er hat dort feststellen 
müssen, dass die Regierenden in 
den USA sich schon bald nach 1990 
von den Bekenntnissen der Zusam-
menarbeit und der friedlichen 
Koexistenz absetzten.

• Nato-Osterweiterung. Das war 
1990 nicht vorgesehen. 1997 
wurde Polen, Tschechien und 
Ungarn der Beitritt angeboten. 
Danach weiteren. Heute gehören 
nahezu alle Staaten an der Grenze 
zu Russland der NATO an.

• Die seit 1997 vollzogene NATO-Ost-
erweiterung entspricht nicht dem 
Geist der Übereinkunft von 1990 
und der Charta von Paris. Russland 
muss es so empfinden, dass die 
Ausdehnung der NATO gegen Russ-
land gerichtet ist. Dafür spricht 
auch folgender Vorgang:

• Vom 28. bis zum 30. April 2000 
fand in Bratislava eine vom State 
Department und dem American 
Enterprise Institute arrangierte und 
getragene Konferenz statt. Sie 
diente erkennbar dem Versuch, 
Russland aus Europa hinauszu-
drängen. Willy Wimmer hat dem 
damaligen Bundeskanzler Gerhard 
Schröder am 2.5.2000 einen Brief 
geschrieben und darin die 
Beschlüsse dieser Konferenz 
festgehalten. Siehe dazu wikipedia.
org/wiki/Bratislava-Konferenz. [2] 
In Ziffer 7 heißt es:

„Es gelte, bei der jetzt anstehen-
den NATO-Erweiterung die räum-
liche Situation zwischen der Ost-
see und Anatol ien so 
wiederherzustellen, wie es in der 
Hochzeit der römischen Ausdeh-
nung gewesen sei.“

Gemeint ist damit eine Linie von 
Finnland bis zum Schwarzen Meer. 
Links, also westlich dieser Linie, 
leben die Guten, rechts die Bösen.

Im weiteren Verlauf ist dann auch 
praktisch im Geist von Bratislava 
verfahren worden: In den Ländern 
an der Grenze zu Russland werden 
NATO-Manöver abgehalten, dorthin 
wird schweres Kriegsmaterial trans-
portiert und wieder zurück. Flug-
zeuge werden in die Nähe der russi-
schen Grenze verlagert. Russland 
wird in vielfältiger Weise als Feind 
betrachtet.

• Eine beachtliche Rolle spielte auch 
der im März 1999 begonnene 
Kosovo-Krieg. Dieser galt einem 
Freund Russlands, Rest-Jugosla-
wien. Insbesondere sollte aber 
damit eine Bresche für die Erweite-
rung des Einsatzgebietes der NATO 
und auch der Bundeswehr geschla-
gen werden. In dem erwähnten 
Papier der Konferenz von Bratis-
lava gibt es auch dazu einen 
unmissverständlichen Text, die 
Nummer 6:

„Unbeschadet der anschließen-
den legalistischen Interpretation 
der Europäer, nach der es sich bei 
dem erweiterten Aufgabenfeld 
der NATO über das Vertragsgebiet 
hinaus bei dem Krieg gegen Jugo-
slawien um einen Ausnahmefall 
gehandelt habe, sei es selbstver-
ständlich ein Präzedenzfall, auf 
den sich jeder jederzeit berufen 
könne und auch werde.“

• Es ging dann weiter mit dem 
Versuch, die Ukraine in die EU 
einzubinden und der NATO anzu-
nähern. Die USA investierten in der 
Ukraine 5 Milliarden $ – 5 Milliar-
den, nicht 5 Millionen – für den 
Aufbau von NGOs, für Propaganda 
und Wühlarbeit. Alles gegen 
Russland – so musste man es aus 
Moskauer Sicht sehen.

Die Abkehr von der Entspan
nungspolitik und die Hinwendung 
zu einer neuen Politik der Kon
frontation mit Russland ist von 
den Treibern dieser Entwicklung 
bei 2 wichtigen Pfeilern unserer 
politischen Willensbildung ab ge
sichert worden:
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1. Bei den Parteien, die Träger der 
Entspannungspolitik waren

2. Bei den Medien

In der SPD, also bei der Initiatorin der 
Entspannungspolitik, finden Sie nicht 
mehr viel vom Geist eines Willy Brandt. 
Er wird zwar ständig gefeiert und wer 
etwas auf sich hält, lässt sich gerne mit 
dem Brandt-Monument im Willy-
Brandt-Haus ablichten, aber die ent-
scheidenden Akteure, vielleicht mit der 
Ausnahme des Fraktionsvorsitzenden 
Mützenich, sind anders unterwegs.

Das gilt mindestens genauso für die 
Bündnis-Grünen. Die kommen zwar 
von der Friedensbewegung. Aber sie 
sind offenbar nachhaltig von den Rea-
los und Atlantikern unterwandert. 
Fücks, Joschka Fischer, Baerbock, 
Özdemir, Göring-Eckardt – den Geist 
der Friedenspolitik muss man mit der 
Lupe suchen. Die Spitzenkandidatin 
Baerbock wurde offensichtlich von 
Atlantikern ausgeguckt. Auf Substanz 
kam es dabei offensichtlich nicht an, 
Hauptsache gegen Russland.

Bei den Medien ist die entspannungs-
feindliche Linie offensichtlich systema-
tisch verankert worden. Spiegel, Zeit, 
Süddeutsche Zeitung – allesamt 
Medien, die mit der Entspannungspoli-
tik der sechziger und siebziger Jahre 
eng verwoben waren, wurden gekippt. 
Die „Anstalt des ZDF“ brachte am 
29.4.2014 ein exzellentes Stück – ein 
Tafel-Stück mit der Zuordnung bedeu-
tender deutscher Journalisten zu atlan-
tischen Interessen. Transatlantische 
Swingerclubs, wie Max Uthoff meinte. 
Hier ist der einschlägige Ausschnitt: 
youtube.com [3]
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Die Verantwortlichen in Russland 
haben den Aufbau der neuen 
Front an ihrer Westgrenze 
erstaunlich lange nicht wahrge
nommen oder nicht ernst genom
men. Dazu nur ein Indiz von 
vielen:

Präsident Putin hat noch am 25. Sep-
tember 2001, also ein Jahr und 5 
Monate nach der Konferenz in Bratis-
lava, im Deutschen Bundestag eine 
insgesamt freundliche Rede gehalten. 
Er hat eine Zusammenarbeit in einer 
die Kontinente übergreifenden Völker-
gemeinschaft, von Lissabon bis Wladi-
wostok, angeboten und dafür gewor-
ben. Das war erstaunlich, denn auch 
dem russischen Präsidenten musste 
zu diesem Zeitpunkt bekannt sein, 
wes’ Geistes Kind die Akteure im Wes-
ten sind. Sie setzten nicht mehr auf 
Kooperation, sondern auf Konfronta-
tion, auf Abschreckung und Politik der 
Stärke, und ganz deutlich auf den Aus-
schluss Russlands aus der Gemein-
schaft Europas.

Die damals in Deutschland verantwort-
lichen Politikerinnen und Politiker 
haben diesen Abschied von der ent-
spannungspolitischen Linie vermutlich 
nicht aus innerer Überzeugung vertre-
ten, sondern auf Geheiß des großen 
Verbündeten im Westen. Und es war 
ihnen offensichtlich peinlich, dass sie 
mehr wussten als Putin. Zum Beleg 
verweise ich auf eine Aufnahme eines 
Teils der Regierungsbank während der 
erwähnten Passage in der Rede von 
Putin am 25.9.2001:

Der deutsche Außenminister Joschka 
Fischer und der Innenminister Schily 
und auch die Justizministerin Herta 
Däubler-Gmelin brachten mit ihrer 
Körpersprache deutlich zum Ausdruck, 

was sie von dem Angebot des russi-
schen Präsidenten halten: nichts, weil 
die USA untersagt hatten, darauf ein-
zugehen.

Wahrscheinlich ist die Fehleinschät-
zung der Lage durch die Verantwort-
lichen Russlands auch ein Grund dafür, 
dass sie später umso enttäuschter 
waren. Das war dann zum Beispiel 
erkennbar in Putins Rede auf der 
Sicherheitskonferenz in München im 
Jahre 2007. Die Russen hatten die 
Hand ausgestreckt und diese war 
zurückgeschlagen worden. Jetzt gilt 
nicht mehr das Projekt „Gemeinsame 
Sicherheit“. Jetzt gilt Abschreckung und 
Politik der Stärke und das Denken im 
Freund-Feind-Schema.

Da ich auf ein langes Leben zurück-
blicke und obendrein früh politisch 
und vor allem friedenspolitisch inter-
essiert war, habe ich das ganze Auf 
und Ab und Auf und Ab auch persön-
lich so erlebt. Und oft wundere ich 
mich heute über markante Wiederho-
lungen. Zum Beispiel über die Vorstel-
lung und den moralischen Niedergang 
einer Verteidigungsministerin aus dem 
Saarland. Frau Kramp-Karrenbauer 
redet als gewesene Verteidigungsmi-
nisterin so wie ihre Vorläufer von der 
Jungen Union und dem RCDS (Ring 
Christlich-Demokratischer Studenten) 
in den fünfziger und Anfang der sech-
ziger Jahre des letzten Jahrhunderts. 
Sie vermag wahrscheinlich auch gar 
nicht anders zu denken als in Katego-
rien von Freund und Feind, von 
Abschreckung und Politik der Stärke 
und der Drohung mit militärischer 
Gewalt.

Eine neue Entspannungspolitik 
ist dringend notwendig. Sie ist 
überlebensnotwendig, wie es im 
Thema heißt.

Sie ist notwendig, weil es ohne neue 
Verständigung und ohne einen Abbau 
der Spannungen und der gegenseiti-
gen Rüstungen ausgesprochen gefähr-
lich werden kann.

Die Kriegsgefahr ist größer 
geworden. Das will ich an 9 
Punkten, an 9 Risiken für den 
Frieden, sichtbar machen:
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1. Der erste ist die erwähnte Fest-
stellung, dass die Werbung für 
den militärischen Einsatz, dass 
Kriegstreiberei wieder hoffähig 
geworden ist. Kriege zu führen, 
wird als selbstverständlicher Teil 
der Politik betrachtet.

2. Es gibt unter den Menschen gerin-
geren Widerstand gegen Kriege. 
Das hat viel damit zu tun, dass die 
meisten heute lebenden Men-
schen keine unmittelbare Kriegs-
erfahrung mehr haben, nicht 
mehr haben können. Damit 
schwindet auch die Angst und die 
Sorge, es könnte zu einem Krieg 
kommen. Kriege werden ja auch 
tatsächlich geführt.

3. Die Regime-Change-Absichten der 
USA und einiger Gefolgsleute sind 
höchst gefährlich, gerade wenn 
sie wie im Falle der Ukraine ein 
Land in der Nähe Russlands 
betreffen, oder Russland selbst.

4. Die sogenannte Annexion der 
Krim oder – wie Russland sagt – 
die Eingliederung der Krim in die 
Russische Föderation und die 
kriegerischen Auseinandersetzun-
gen in der Ostukraine können zu 
Kriegen führen. Die Ukraine will 
die Krim zurückhaben und rüstet 
auf. Russland will sich darauf 
nicht einlassen. Eine immer 
wiederkehrende Gelegenheit zur 
militärischen Aggression.

5. Im heutigen Ost-West-Konflikt gibt 
es viele verschiedene Akteure und 
es gibt viele Gelegenheiten und 
Möglichkeiten, an denen sich 
militärische Konflikte entzünden 
können. Die baltischen Staaten, 
die Ukraine, die Balkanstaaten, 
die Rüstungswirtschaft bei uns, in 
den USA, in Großbritannien, 
irgendwelche rechts-konservativ 
denkenden Funktionäre – sie alle 
können zündeln und die Ursache 
von kleinen und größer werden-
den Konflikten werden. Im 
Oktober 2021 konnten wir 
übrigens beispielhaft beobachten, 
wie Konflikte hochgeschaukelt 
werden: die NATO verlangt, dass 
acht russische Mitarbeiter der 
russischen Botschaft bei der 
NATO das Land verlassen, Russ-

land schließt daraufhin seine 
NATO-Botschaft, Kramp-Karren-
bauer macht ihre erwähnte 
feindselige Bemerkung, der 
deutsche Militärattache wird in 
Moskau einbestellt usw.

6. Es gibt russische Minderheiten in 
mehreren möglichen Konfliktre-
gionen. Wenn unter diesen ein 
Blutbad angerichtet wird, dann 
steht der Krieg vor der Tür.

7. Ein möglicher Konflikt der USA 
und seiner Verbündeten in 
Ostasien kann auch der Zünder 
für einen Konflikt bei uns in 
Europa sein. Damit sind wir eng 
verwoben mit allem, was sich 
zwischen USA und China und 
zwischen USA und Formosa und 
China abspielt.

8. So wie wir erfolgreich darauf 
setzen konnten, dass die Strategie 
des „Wandels durch Annäherung“ 
dazu führen könnte und wird, 
dass sich in Russland, in der 
Sowjetunion und im Warschauer 
Pakt Kräfte durchsetzen, die 
Konflikte friedlich lösen wollen 
und auf gemeinsame Sicherheit in 
Europa setzen, so kann umge-
kehrt die neue Konfrontation zu 
inneren Veränderungen in 
Russland führen, die uns dem 
heißen Konflikt näherbringen. Das 
wäre dann „Schlimmer Wandel 
durch Konfrontation“. 
Ich muss mich oft verteidigen, 
weil ich in Putin anders als die 
Mehrheit der Beobachter und der 
Agitatoren im Westen nicht das 
Per-se-Schlechte sehe. Ich frage 
mich voller Sorge, was und wer 
danach kommt. Woher wissen 
wir, woher wissen die streitbaren 
Agitatoren des Westens, dass 
Friedlicheres, Besseres, Kooperati-
onbereiteres nachkommt? Und: 
Glaubt hier jemand, dass der 
Westen sicher sein kann, bei 
einem personellen Wechsel einen 
vernünftigeren Außenminister 
präsentiert zu bekommen, als der 
jetzige Außenminister Lawrow das 
ist? Ich habe den Eindruck, dass 
hierzulande und im gesamten 
Westen Spielernaturen unterwegs 
sind.

9. Europa, genauer gesagt die 
Europäische Union und ihre 
Organe und Einrichtungen, und 
einzelne Länder können, mehr als 
wir bisher gedacht haben, zur 
Ursache und zum Katalysator 
kriegerischer Konflikte werden. 
Diese Feststellung mag Sie 
irritieren. Aber beachten Sie bitte 
zwei Vorgänge, auf die ich hinwei-
sen will und muss:  
Erster Vorgang: Die deutsche 
Bundeskanzlerin Merkel und der 
französische Präsident Macron 
hatten im Juni 2021 ein EU-Gipfel-
treffen mit Putin vorgeschlagen – 
als Beitrag zur Entspannungspoli-
tik sozusagen. Zur Reaktion zitiere 
ich der Einfachheit halber die FAZ 
vom 24. Juni 2021: [4]

Soll die Europäische Union ein 
Gipfeltreffen mit Wladimir Putin 
abhalten? Bundeskanzlerin 
Angela Merkel und der französi-
sche Präsident Emmanuel 
Macron wollen das. Sie haben 
damit am Donnerstag erhebli-
chen Wirbel beim Europäischen 
Rat verursacht. Denn ihr Vor-
schlag landete erst in letzter 
Minute auf dem Tisch der Regie-
rungschefs, und er legte sogleich 
die Bruchlinien in Europa offen, 
wenn es um Russland geht: im 
Westen viel Unterstützung, im 
Osten helles Entsetzen.

Die osteuropäischen EU-Mitglieder 
haben diesen Vorstoß abgeblockt. In 
der EU sind Mehrheiten sichtbar, die 
sich gegen Freundschaft mit Russland 
wenden.

Das wurde in einer berichtenden Sen-
dung des ZDF noch einmal besonders 
deutlich. Merkels und Macrons Initia-
tive wurde in Brüssel quasi auf den 
Kopf gestellt. Ich zitiere das ZDF:

EU-Gipfel in Brüssel – 
Härterer Kurs gegenüber 
Russland beschlossen
25.06.2021 05:30 Uhr 
Mit der Androhung neuer 
Wirtschaftssanktionen will die EU 
ihre Gangart gegenüber Russ-
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land verschärfen. Merkels 
Vorschlag für Spitzentreffen mit 
Putin erbrachte keine Einigung.

Der zweite Vorgang: Die neue Feind-
seligkeit statt neuer Entspannung 
zeigte sich dann kurze Zeit später noch 
in einem Beschluss des Europäischen 
Parlaments. Dort wurde Mitte Sep-
tember 2021 beschlossen – ich zitiere 
Teile einer Pressemitteilung des Euro-
päischen Parlaments:

Abgeordnete fordern neue EU-Strate-
gie zur Förderung der Demokratie in 
Russland

• Die EU muss zwischen dem russi-
schen Volk und dem russischen 
Regime unterscheiden

• Zusammenarbeit mit Partnerlän-
dern und der Zivilgesellschaft 
intensivieren, um pro-demokrati-
sche Tendenzen in Russland zu 
stärken

• Nötigenfalls Sanktionen verhängen, 
Ströme „schmutzigen Geldes“ 
aufdecken und Menschenrechtsak-
tivisten unterstützen

Und weiter heißt es in der offi
ziellen Pressemitteilung des 
Europäischen Parlaments:

Die EU soll sich gegen die 
aggressive Politik des Kremls 
wehren und gleichzeitig den 
Grundstein für eine Zusammen-
arbeit mit einem künftigen 
demokratischen Russland legen.

Bei der Bewertung des Stands der 
Beziehungen zwischen der EU und 
Russland macht das Europäische 
Parlament deutlich, dass es „zwi-
schen dem russischen Volk und 

8 Dieser Beitrag ist erschienen auf https://www.nachdenkseiten.de/?p=77723 – © 2021 NachDenkSeiten – Die kritische Website

dem russischen Regime von Präsi-
dent Putin als stagnierende auto-
ritäre Kleptokratie, angeführt von 
einem Präsidenten auf Lebenszeit, 
umgeben von einem Kreis von Oli-
garchen unterscheidet“.

Die Abgeordneten betonen 
jedoch, dass eine demokratische 
Zukunft für Russland möglich ist 
und dass der Rat eine EU-Strate-
gie für dieses Szenario annehmen 
muss, die auch ein „breites Ange-
bot an Anreizen und Bedingungen 
für die Stärkung von Tendenzen 
hin zu Freiheit und Demokratie 
im Inland enthält.“

Der Text wurde mit 494 Stimmen 
bei 103 Gegenstimmen und 72 
Enthaltungen angenommen.

Daraus muss man wohl schlie
ßen: Eine neue Verständigung mit 
Russland ist zusammen mit der 
Mehrheit in EUEuropa mit hoher 
Wahrscheinlichkeit nicht mög
lich. Eine bittere Erkenntnis.

Die Mehrheit der EU-Staaten wird nach 
meinem Eindruck von den USA gesteu-
ert und im Inneren gerade in osteuro-
päischen Staaten von antirussischen 
Kräften mitbestimmt. Das sind 2 Prob-
leme, die man gerade bei entspan-
nungspolitischen Überlegungen 
beachten sollte. Deshalb gibt es gute 
Gründe, sicherheitspolitisch wichtige 
Entscheidungen nicht in die Hände der 
EU zu legen.

Man muss so insgesamt leider feststel-
len, dass die Europäische Union im 
Zusammenhang mit der Osterweite-
rung der EU und der NATO zur Belas-
tung für eine „neue Verständigung mit 
Russland“ geworden ist.

Mein Fazit: Wenn wir Verständigung 
und Frieden mit Russland wollen, 
müssen wir uns aus der Umklamme
rung und Fremdbestimmung durch 
westliche, durch US-amerikanische 
und europäische Partner lösen. Das 
ist die bittere Wahrheit.

Wir werden auch den USA und der 
NATO sagen müssen: Wir wollen 
Freunde sein und bleiben, auch mit 
ihnen, aber wir wollen künftig keine 
Waffenbrüder mehr bleiben und sein, 
wenn es gegen Russland geht und 
auch nicht gegen China. Wir verständi-
gen uns lieber mit den Russen, als sie 
zu bekriegen, so wie wir ja auch aus-
gesprochen gerne in Frieden mit 
Frankreich, mit den Niederlanden und 
anderen Partnern und Nachbarn in 
Europa leben wollen.

Wir wollen ein Volk der guten Nach-
barn sein – nach Westen wie nach 
Osten.
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